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Liebe Leser,  

abermals serviere ich Zahlensalat, verspreche 

aber sogleich üppigere Kost in meinen nächs-

ten Briefen aus Berlin. Nur: Heute müssen Sie 

da noch einmal durch, denn in einer Haus-

haltswoche ist das Menü für Abgeordnete 

nicht sehr abwechslungsreich. Es gibt fast aus-

schließlich Zahlensalat. Und, kleiner Trost, 

Nachtisch gibt es heute trotzdem.  

 

Also, Taschenrechner zur Hand, los geht‘s. Für 

meine treuen Leser ist das ohnehin eher Wie-

derholung, wir haben den Stoff ja schon vor 

sechs Wochen im Brief aus Berlin (19) durchge-

nommen.  

 

Der Haushalt für das kommende Jahr, den der 

Bundestag am Freitag beschlossen hat, hat ein 

Volumen von 306,2 Milliarden Euro. Auch 

2012 nimmt der Bund neue Kredite in Höhe 

von 26,1 Milliarden Euro auf. Das ist noch 

immer viel, keine Frage. Aber wie fast alles im 

Leben, so hat auch die Kreditaufnahme eine 

Vorgeschichte und muss daher im Zusam-

menhang betrachtet werden. 26,1 Milliarden 

Euro – damit unterschreiten wir die zulässige 

Grenze der Schuldenbremse immer noch um 

mehr als 14 Milliarden.  

 

Und sicher wäre 

es auch falsch, in 

der jetzigen Situ-

ation, da die 

Schuldenkrise 

weltweit die 

Konjunktur ab-

kühlt, auf Biegen 

und Brechen zu 

sparen. Wir in-

vestieren deshalb 

eine Milliarde 

Euro mehr als 

geplant in die 

Infrastruktur: 

600 Millionen gibt es für Bundesfernstraßen, 

300 Millionen für Bundeswasserstraßen und 

100 Millionen Euro für Schienen. 

 

„Bundeswasserstraßen“ definiert Wikipedia 

übrigens so:  

 

„Die deutschen Bundeswasserstraßen 

sind erstens nach der Legaldefinition in 

§ 1 des deutschen Bundeswasserstra-

ßengesetzes (WaStrG) die dem allge-

meinen Verkehr dienenden Binnenwas-

serstraßen des Bundes und die Seewas-

serstraßen in Gestalt der Küstengewäs-

ser, siehe Liste der deutschen Bundes-

Adam-Riese-Denkmal in  
Bad Staffelstein 

http://strenz.de/mediapool/79/794308/data/Brief_aus_Berlin/Brief_aus_Berlin_Nr._19.pdf
http://de.wikipedia.org/wiki/Bundeswasserstra%C3%9Fe
http://de.wikipedia.org/wiki/Bundeswasserstra%C3%9Fe
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wasserstraßen, und zweitens die sog. 

sonstigen Bundeswasserstraßen, die aus 

verfassungshistorischen Gründen noch 

im Eigentum des Bundes stehen, aber 

nicht dem allgemeinen Verkehr dienen. 

Die Bundeswasserstraßen sind abzu-

grenzen von den (Binnen-) Wasserstra-

ßen der Länder, die ebenfalls eine all-

gemeine, meist aber nachgeordnete 

Verkehrsfunktion erfüllen können.“ 

 

Schön, oder? Mal ehrlich: auf Anhieb verstan-

den? Ich auch nicht.  

 

In Bildung und Forschung investieren wir  

13 Milliarden Euro und damit elf Prozent 

mehr als im Vorjahr. Die Städtebauförderung 

bleibt mit 455 Millionen Euro auf dem sehr 

hohen Vorjahresniveau. Und der Haushalt 

trägt europäische Züge. Die Neuverschul-

dungsgrenze von drei Prozent, die wir bereits 

jetzt einhalten, werden wir 2012 deutlich un-

terschreiten. Damit zählt Deutschland zu den 

haushaltspolitischen Vorbildern in Europa! 

 

Die unionsgeführte Bundesregierung hat 

Deutschland gut durch die internationale Wirt-

schafts- und Finanzkrise geführt. Der Ar-

beitsmarkt ist in der besten Verfassung seit  

20 Jahren: Mehr als 41 Millionen Menschen 

sind erwerbstätig; die Zahl der Arbeitslosen ist 

deutlich unter die Drei-Millionen-Marke ge-

sunken; in diesem Jahr gab es Lohnerhöhun-

gen von drei Prozent und mehr.  

 

Höhere Renten in Ost und West 

Die ausgezeichnete Entwicklung am Arbeits-

markt füllt auch die Rentenkasse. Ihre Rückla-

ge wird am Jahresende fast 24 Milliarden Euro 

betragen. Dies macht uns möglich, die Renten 

im kommenden Sommer um wahrscheinlich 

2,3 Prozent im Westen und 3,2 Prozent im 

Osten zu erhöhen. Aber auch die Beitragszah-

ler sollen profitieren: Das Kabinett hat jüngst 

beschlossen, den Beitragssatz für die Renten-

versicherung zum 1. Januar von 19,9 auf  

19,6 Prozent zu senken. Damit entlasten wir 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber insgesamt um 

je 1,3 Milliarden Euro und stärken das Wachs-

tum in Deutschland. 

 

Zwei große Gesten im Bundestag 

Es kommt nicht so oft vor, dass sich alle fünf 

Fraktionen im Bundestag einig sind. Aber 

wenn dann noch die Journalisten von taz bis 

FAZ, von Frankfurter Rundschau bis Bild die 

Fraktionen übereinstimmend dafür loben, dass 

sie einig sind – dann, ja dann muss etwas Be-

deutendes passiert sein. Das, was am Diens-

tagmorgen um kurz nach zehn im Plenarsaal 

geschah, war ein „historischer Schritt“ (Berliner 

Zeitung), „eine Rarität“ (Süddeutsche Zeitung) oder 
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„ein Zeichen, das bleibt, über den Tag hinaus“ 

(Tagesspiegel).  

In jedem Fall war es eine besondere Geste, als 

das Parlament der Opfer der Neonazi-Morde 

gedachte und sich die Abgeordneten von ihren 

Plätzen erhoben. „Wir sind beschämt, dass die 

Sicherheitsbehörden der Länder und des Bun-

des die über Jahre hinweg geplanten und aus-

geführten Verbrechen weder rechtzeitig aufde-

cken noch verhindern konnten“, sagte Bundes-

tagspräsident Norbert Lammert. „Wir wissen 

um unsere Verantwortung. “ 

Und eine zweite Geste folgte: CDU/CSU, 

FDP, SPD, Grüne und Linke forderten ge-

meinsam eine Aufklärung der Mordserie. Um 

zu verstehen, wie besonders dies ist, muss man 

eine Art Naturgesetz des Bundestages kennen: 

Die Union beschließt nichts mit der Linken, so 

wie sie nie etwas mit der PDS beschlossen hat. 

Keine Zusammenarbeit, nirgends – so war das 

bislang. „Aus Fehlern der Sicherheitsbehörden 

müssen die richtigen Schlüsse gezogen und 

umgesetzt werden“, heißt es in dem gemein-

samen Antrag.  

Ein langes Leben war der Eintracht übrigens 

nicht beschieden. So einig man sich zunächst 

gewesen war bei der großen Antwort auf die 

Verbrechen des Zwickauer Trios und ihrer 

Unterstützer, so uneinig wurde man sich her-

nach bei den vielen kleinen Antworten. Der 

Weg zum Konkreten ist nun einmal kompli-

ziert. Oder einfacher ausgedrückt: Der Teufel 

steckt im Detail (und trägt Prada). Genau an 

diesem Punkt wurden sich dann übrigens auch 

wieder taz und FAZ, Frankfurter Rundschau und 

Bild fremd.  

Die Diskussion über die Mittel im Kampf ge-

gen den Rechtsextremismus wird uns in den 

nächsten Wochen und Monaten begleiten; eine 

erste Konsequenz ist, dass die Ausgaben für 

Initiativen gegen rechts trotz aller Sparanstren-

gungen nicht gekürzt werden. Aber das Geld 

muss nicht nur bewilligt, sondern auch genutzt 

werden. Familienministerin Kristina Schröder 

(CDU) schreibt in einem Beitrag für das Ham-

burger Abendblatt in dieser Woche: „Seit 2008 

geben wir jedes Jahr 24 Millionen Euro für die 

Bundesprogramme in diesem Bereich aus. Jetzt 

ist es Mitte November, und die Initiativen ha-

ben von den bereits bewilligten Geldern  

8,5 Millionen Euro noch gar nicht abgerufen. “ 

 War es vielleicht sogar höhere Gerechtigkeit, 

dass eine eher plumpe Stinkstiefelei ihr Ziel 

verfehlte? Es sprach in der Debatte über die 

Nazi-Morde der Sozialdemokrat Thomas Op-

permann, als ihn ein Parteifreund unterbrach, 

um zu petzen, dass Bundesinnenminister 

Hans-Peter Friedrich (CSU) nicht mehr auf 

seinem Stuhl sitze. Der Genosse fragte, ob es 
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nicht besser wäre, wenn Friedrich an der De-

batte teilnehme, und Oppermann fand das 

durchaus. So liest sich das im Plenarprotokoll 

(17/141), Achtung, ganz großes Tennis:  

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Oppermann, darf der 

Kollege Hartmann Ihnen eine Zwi-

schenfrage stellen? 

 

Thomas Oppermann (SPD): 

Ja. 

 

Michael Hartmann (Wackernheim) 

(SPD): 

Herr Kollege Oppermann, ich bitte um 

Verständnis für die Unterbrechung Ih-

rer Rede. Aber sind Sie nicht mit mir 

der Meinung, dass angesichts der sehr 

passenden Worte unseres Bundestags-

präsidenten und angesichts der Drama-

tik der Debatte, die wir insgesamt zu 

führen haben, der Bundesinnenminis-

ter gefälligst von Anfang bis Ende an 

dieser Debatte teilzunehmen hätte? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-

geordneten der LINKEN) 

 

Thomas Oppermann (SPD): 

Das wäre wünschenswert; denn ich 

glaube, es kommt jetzt darauf an, dass 

wir ein gemeinsames Verständnis von 

der Gefährlichkeit der NPD entwi-

ckeln. Auch der Bundesinnenminister 

muss erkennen, dass die NPD nicht 

irgendeine legale Partei ist; die NPD ist 

als legale Partei der legale Arm einer 

Vielzahl von rechtsextremistischen, 

gewalttätigen, illegalen Gruppen in die-

sem Land. Wir müssen den Gesamt-

komplex sehen; auch Herr Friedrich 

muss ihn sehen. 

Sozialdemokrat A erkundigt sich also bei Sozi-

aldemokrat B, und zwar mit einer kunstvoll 

gedrechselten Zwischenfrage, ob der mögli-

cherweise auch denke, dass der Christsoziale 

etwas Schlimmes getan habe. Potzblitz und 

Donnerwetter: Sozialdemokrat B denkt doch 

tatsächlich genauso wie Sozialdemokrat A!  

Wie gesagt: Riesennummer! Ganz in der Tradi-

tion berühmter Komiker-Duos wie Her-

richt&Preil, Erkan und Stefan, Statler und 

Waldorf. Dumm nur: Hans-Peter Friedrich 

kehrte zurück – er war nur mal schnell für 

kleine Innenminister.  

 

Herzliche Grüße 

 

Ihre Karin Strenz 

http://www.bundestag.de/dokumente/protokolle/plenarprotokolle/index.html

